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Neues EU-Gesetz schützt Verbraucher:
Künstliche Intelligenz unter Kontrolle

Das neue KI-Gesetz der EU tritt am 1. August in Kraft und
reguliert Künstliche Intelligenz zur Sicherheit der

Verbraucher.

Das neue Gesetz über Künstliche Intelligenz (KI) tritt am
Donnerstag in der Europäischen Union in Kraft und hat
weitreichende Auswirkungen auf die Art und Weise, wie diese
Technologien in der Gesellschaft integriert werden können. Die
Umsetzung der Vorschriften wird den Mitgliedstaaten
aufgetragen, die dafür zwei Jahre Zeit haben. Diese Regulierung
ist ein wichtiger Schritt zur Sicherstellung der Rechte und der
Sicherheit in einer zunehmend digitalen Welt.

Die Bedeutung von Regulierung in der KI-
Welt

Die neue Gesetzgebung wurde ins Leben gerufen, um die
Nutzung von Künstlicher Intelligenz transparenter und sicherer
zu gestalten. In der heutigen Zeit, in der KI bereits in zahlreichen
Anwendungen, von medizinischen Diagnosen bis hin zu
autonomen Fahrzeugen, eine Rolle spielt, ist es wichtig, dass
diese Technologien nicht nur effizient, sondern auch ethisch
vertretbar eingesetzt werden. Die Regulierung soll insbesondere
dafür sorgen, dass KI-Systeme von Menschen überwacht
werden, um unkontrollierte Entscheidungen zu vermeiden.

Verbraucherschutz stärken

Ein zentrales Anliegen des Gesetzes ist der Schutz der



Verbraucher. Mit der neuen Gesetzgebung wird beispielsweise
die Nutzung von Gesichtserkennung in öffentlichen Räumen
stark eingeschränkt. Diese Maßnahme soll verhindern, dass
persönliche Daten ohne Zustimmung gesammelt und
ausgewertet werden. Auch die fortschrittliche
Emotionserkennung in Arbeitsplätzen und Bildungseinrichtungen
wird mit dem neuen Gesetz nicht erlaubt sein. Die Verbraucher
sollen dazu befähigt werden, klare Informationen darüber zu
erhalten, bei welchen Anwendungen KI zum Einsatz kommt.

Risiko-gestaffelte Regularien

Das Gesetz eignet sich zur Kategorisierung von KI-Anwendungen
nach ihrem Risiko. Besonders riskante Systeme, die in wichtigen
Bereichen wie dem Gesundheitswesen oder der Bildung
eingesetzt werden, müssen strengen Anforderungen genügen.
Im Gegensatz dazu werden Anwendungen mit geringerem Risiko
liberaler reguliert. Kritische Technologien, die den EU-Werten
widersprechen, werden sogar gänzlich verboten.

Strafen für Regelverstöße

Das Gesetz sieht empfindliche Strafen vor, wenn Unternehmen
sich nicht an die Vorschriften halten. Verbotene Technologien
können zum Beispiel hohe Geldstrafen nach sich ziehen, die bis
zu 35 Millionen Euro betragen können. Bei Verstößen, die nicht
so schwer wiegen, drohen ebenfalls Strafen von bis zu 15
Millionen Euro. Dies bedeutet, dass Unternehmen gut beraten
sind, die neuen Richtlinien genau zu beachten.

Die Umsetzung und ihre Herausforderungen

Obwohl das Gesetz ab sofort in Kraft tritt, wird seine
vollständige Implementierung schrittweise erfolgen. Einige
Regelungen, insbesondere das Verbot von Technologien mit
„unannehmbaren Risiken“, müssen bereits innerhalb von sechs
Monaten in nationales Recht umgesetzt werden. Es bleibt



abzuwarten, wie die einzelnen Mitgliedstaaten die Vorgaben
umsetzen werden und ob sie den Anforderungen der schnellen
technologischen Entwicklung standhalten können.

Fazit: Ein Schritt in die Zukunft?

Das EU-Gesetz über Künstliche Intelligenz könnte als Meilenstein
für den Umgang mit digitalen Technologien angesehen werden.
Es fördert eine verantwortungsvolle Entwicklung von KI-
Anwendungen und zielt darauf ab, das Vertrauen der Bürger in
diese Technologien zu stärken, während es gleichzeitig den
rechtlichen Rahmen schafft, der für eine gesellschaftliche
Akzeptanz nötig ist. Experten sind sich jedoch uneinig, ob die
Vorschriften eine positive Entwicklung fördern oder bremsen
werden. Die laufende Diskussion zu den Optionen der
Gesetzesgestaltung und deren Anpassung an neue
Entwicklungen wird in den kommenden Jahren entscheidend
sein.
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